
 

 

 

 

 

Auf einen Blick 

Gewalt am Arbeitsplatz mit Publikumskontakt nimmt aus Sicht vieler Behördenmitarbei-

ter*innen zu und führt zu gesundheitlichen Belastungen. Das Working Paper untersucht 

Arbeitskontexte, die von Behördenmitarbeiter*innen als gewaltsam und belastend erlebt 

werden, benennt subjektive Belastungsfaktoren und hebt Möglichkeiten der Deeskalation 

hervor. Zur Erhaltung der Gesundheit am Arbeitsplatz wird die Relevanz von Prävention 

betont, die behördeninterne Strukturen, Organisationsabläufe, Anerkennungsproblemati-

ken und das berufliche Selbstverständnis reflektiert. 
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Zusammenfassung 
 

Gewalt am Arbeitsplatz mit Publikumskontakt scheint zumindest aus Sicht 

vieler Behördenmitarbeiter*innen zuzunehmen. Dies kann zu Arbeitsbe-

lastungen führen und im schlimmsten Fall das Vertrauensverhältnis zwi-

schen Kund*innen und Behördenmitarbeiter*innen beschädigen und 

Ressentiments befördern. 

Dieser Forschungsbericht analysiert den Umgang mit verbaler Gewalt 

und die Bewältigung verbaler Gewalt von Behördenmitarbeiter*innen in 

einer vergleichenden Analyse der Belastung durch körperliche Gewalt 

und sonstigen belastenden Erlebnissen am Arbeitsplatz in ausgewählten 

Bereichen des Gesundheitswesens und der kommunalen Verwaltung, fo-

kussiert auf Benennung von Konfliktfaktoren und hebt grundlegende Mög-

lichkeiten der Deeskalation und Resilienzstrategien für Behördenmitarbei-

ter*innen hervor. 

Ein zentrales Ergebnis dieses Projektes ist, dass behördeninterne Fak-

toren wie organisationale Anweisungen zu einem sanktionierenden Um-

gang mit Bürger*innen, sowie Ausprägungen eines beruflichen Selbstver-

ständnisses, das sich auf eine dominante, überhebliche Weise im Kontakt 

mit Bürger*innen äußert, vonseiten der Behörden Konflikte provozieren 

können, sowie zur Belastungsanfälligkeit der Mitarbeiter*innen beitragen 

können. Belastungen durch verbale Gewalt können durch weitere Arbeits-

belastungen, insbesondere behördeninterne Anerkennungsproblemati-

ken verstärkt werden. 

Wahrgenommene behördeninterne Anerkennungsproblematiken äu-

ßern sich darin, dass sich Mitarbeiter*innen in den Werten und Normen, 

die wichtig für ihr berufliches Selbstverständnis sind und sich in dem von 

ihnen bevorzugten Umgang mit Bürger*innen, sowie in Kenntnissen über 

hilfreichen Umgang mit Problemen im Kontakt mit Bürger*innen von Vor-

gesetzten und Organisationsleitung nicht anerkannt fühlen. 

Um verbale Übergriffe und Gewalt am Arbeitsplatz von Beschäftigten 

in Behörden wirksam begegnen zu können, bedarf es der Identifikation 

von besagten Konfliktfaktoren, wie etwa konfliktfördernder organisationa-

ler Anweisungen und einer bestimmten Ausprägung eines beruflichen 

Selbstverständnisses, das sich in einem eskalationsfördernden Mitarbei-

terverhalten äußert, sowie geeigneter Deeskalations- und Resilienzstra-

tegien. 

Hierzu gehören beispielsweise Berufsrollenreflexion und organisatio-

nale Beratung mit dem Ziel der Verbesserung der organisationalen An-

weisungen im Umgang mit Kund*innen. 
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1. Hintergrund und Zielformulierung

Gewalt am Arbeitsplatz stellt ein ernstes Gesundheitsrisiko für die Mitar-

beiter*innen dar, da hierdurch ihr körperliches und psychisches Wohlbe-

finden wie auch ihre Produktivität stark beeinträchtigt werden. Im Projekt 

„Verbale Übergriffe im Arbeitsalltag mit Bürgerkontakt“ werden verbale 

Übergriffe gegen Behördenmitarbeiter untersucht und damit wird in die 

Diskussion um das Ausmaß der Gewalt gegen Behördenmitarbeiter ein-

gegriffen (hierzu Frevel et al. 2019; Bannenberg et al. 2020; Groß 2019; 

Dienstbühl/Sommer 2019; Lorei et al. 2020; Leuschner et al. 2023; We-
ber/Dietz 2024; Leuschner et al. 2022). 

Das Projekt untersucht, welche Situationen besonders anfällig für ver-

bale Gewalt sind und wie diese persönlich bewältigt werden. Des Weite-

ren wird gefragt, wie die organisationale Aufarbeitung und Thematisierung 

dieser Vorfälle ausgestaltet sind und welche Maßnahmen sich zum 

Schutz der Mitarbeitenden vor Belastung einleiten lassen. 

Das Forschungsprojekt nutzte einen Mixed-Methods-Ansatz, der aus 

einem quantitativen Online-Fragebogen und einer Kombination von qua-

litativen Methoden wie Gruppendiskussionen, qualitativen Interviews, teil-

nehmenden Beobachtungen, 28 Interviews mit Bürger*innen, sowie Ge-

sprächen mit zwei Institutionen aus der Zivilgesellschaft zur Unterstüt-

zung von Bürger*innen im Kontakt mit Behörden bestand. 

Es wurde dabei nicht nur nach Belastungen durch verbale Gewalt ge-

fragt, sondern auch nach Belastungen durch körperliche Gewalt und ge-

nerell nach sonstigen Phänomenen, die als belastend und verletzend er-

lebt werden können, um dadurch das Belastungserleben im Bezug auf 

diese diversen Phänomene besser kontrastieren zu können. 

Verbale Gewalt kann zwar in körperliche Gewalt münden, sie stellt al-

lerdings einen eigenständigen Problembereich dar, der den Arbeitsalltag 

mit Bürger*innenkontakt prägen kann. Das erleben auch die Behörden-

mitarbeiter*innen, die an der quantitativen Umfrage zu unserem Projekt 

teilgenommen haben. So hatten bei unserer quantitativen Befragung 

(n = 165) die Frage „Gibt es einen Zusammenhang von verbaler und kör-

perlicher Gewalt?“ insgesamt 78 Personen beantwortet. Von diesen 78 

Personen haben nur drei oft oder sehr oft einen Zusammenhang von ver-

baler und körperlicher Gewalt beobachtet, während 29 sehr selten, 18 sel-

ten, 28 gelegentlich solche Beobachtungen gemacht hatten. 

Verbale Gewalt lässt sich nicht einheitlich definieren und es lässt sich 

davon auch keine einheitliche Definition in der Forschungsliteratur identi-

fizieren. Von daher haben wir verbale Gewalt aus Sicht der Befragten de-

finieren lassen. Diese haben aus ihrer Sicht verbale Gewalt als Phäno-
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menbereich, der sich auf Beleidigungen und Bedrohungen beschränkt, 

eingegrenzt. 

Davon wurde ein Spektrum an Verhaltensweisen und Handlungen, die 

als verletzend wahrgenommen werden und die das berufliche Selbstver-

ständnis der Mitarbeiter*innen angreifen, abgegrenzt. Um Verletzungsan-

fälligkeit durch verbale Gewalt besser spezifizieren zu können, wurde ein 

weiter Begriff der Verletzungsanfälligkeit in dem Projekt veranschlagt. 

Das bedeutet, dass im Projekt auch Verletzungsanfälligkeit durch körper-

liche Gewalt erfasst wurde, sowie die Erfassung eines Spektrums von jeg-

lichen Phänomenen am Arbeitsplatz, die aus Sicht der Mitarbeiter*innen 

als belastend und verletzend wahrgenommen werden können. 

Dieses als belastend wahrgenommene Spektrum an Verhaltenswei-

sen wird in diesem Bericht aufgegriffen, da es genauso wie verbale und 

körperliche Gewalt mit einer Verletzungsanfälligkeit der Mitarbeiter*innen 

verbunden ist, die Gesunderhaltung am Arbeitsplatz gefährden kann und 

im Vergleich zu körperlicher und verbaler Gewalt keinesfalls zu vernach-

lässigen ist. 

Die Forschungsfragen des Projektes werden im vorliegenden Bericht 

für drei Teilbereiche des Gesundheitswesens (Notdienste, Feuerwehr, 

Leitstellen), für den Bereich des Ordnungsamtes und der Jobcenter sepa-

rat beantwortet. 

 

 

1.1 Behördenübergreifende zentrale 
Ergebnisse 

 

Gewalt am Arbeitsplatz, insbesondere verbale Übergriffe und sonstige als 

verletzend und belastend erlebte Verhaltensweisen sind ein behörden-

übergreifendes Problem. Sie sind vor allem durch folgende Konfliktfakto-

ren strukturiert, die im Folgenden genannt werden: 

• Bestätigung bisheriger Forschungsergebnisse zu Entstehungsfaktoren 

von verbaler und körperlicher Gewalt bezüglich bereits bekannter Risi-

kofaktoren wie psychische Erkrankungen, Drogenkonsum und Eins-

ätze in bestimmten Stadtvierteln. Zu den Entstehungsfaktoren von Dro-

genkonsum und psychischen Erkrankungen lassen sich Faktoren ei-

nes Kontrollverlustes identifizieren und hier ist es notwendig, die Mit-

arbeitenden im Umgang mit Personen im Kontrollverlust zu schulen. 

• Nicht in jeder Konfliktsituation kommt es zur Eskalation. Es gibt jedoch 

eine Vielzahl an Faktoren, die Konflikte unberechenbar machen. Daher 

ist es gewinnbringend, wenn Anlässe, die Konflikte provozieren kön-

nen, grundsätzlich vermieden werden. 
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• Erhöhung der Wahrscheinlichkeit von verbaler Gewalt durch be-

stimmte Strukturen innerhalb der Organisation, Handlungsabläufe und 

Einstellungen des Personals. Dies sind z. B. Anweisungen zu Sanktio-

nen von Kund*innen und Fehler der Behörde beim Bearbeiten von An-

trägen, wie auch zeitlich aufwendiges Bearbeiten von Anträgen. 

Ein anschauliches Beispiel hierfür ist, dass Anträge mit massiver zeit-

licher Verzögerung oder gar nicht beantwortet werden. Gleichsam kön-

nen bestimmte Einstellungen des Personals, wie sich z. B. stets im 

Recht zu wähnen und ein überhebliches Auftreten gegenüber Bür-

ger*innen zu einem erhöhten Eskalationsrisiko. 

• Entstehung psychischer Belastungen durch bestimmte Verhaltenswei-

sen und Äußerungen, die sich zwar nicht exakt als verbale Gewalt be-

zeichnen lassen, aber von Mitarbeitern als herablassend empfunden 

werden, da sie das professionale Selbstverständnis angreifen, können 

auch Konflikte auslösen. 

• Verhaltensweisen der Kund*innen, die aus der subjektiven Perspektive 

der Mitarbeiter*innen als respektlos empfunden werden, können zu 

Konflikten führen. Die Bewältigung dieser wahrgenommenen Respekt-

losigkeiten wird durch Anerkennungsproblematiken innerhalb der Or-

ganisation und zwischen dem beruflichen Selbstverständnis der Mitar-

beiter und der erlebten Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit erschwert. 

• Das berufliche Selbstverständnis besteht aus Werten und Normen wie 

der Beruf idealerweise ausgeübt werden sollte und welche Positionen 

der Beruf in einer Statusordnung einnehmen sollte. Wenn die Sicht-

weise, wie man seinen Beruf ausüben möchte und wie man in seinem 

Beruf wahrgenommen werden möchte problematisch behaftet ist, dann 

entstehen daraus Anerkennungsproblematiken. 

Behördliche Präventionsmaßnahmen diesbezüglich sind bisher weder 

bekannt noch in den Behörden eingeführt und müssen als generelle 

Reflexionsarbeit verstanden werden, die auch innerorganisationale 

Konfliktfaktoren benennt, bearbeitet und muss früher als eine Präven-

tion ansetzen. 
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1.2 Behördenübergreifende zentrale 
Empfehlungen zur Gewaltprävention und 
Gesundheitsförderung 

 

Wenn es um Gewaltprävention und Gesundheitsförderung in Behörden 

geht, lassen sich die einzelnen Dienstbereiche übergreifend folgende As-

pekte einer Eskalations- und Gewaltprävention identifizieren: 

• Eine systematische Umsetzung des Modells zur Gewaltprävention der 

Stadt Aachen (Stadt Aachen 2018) kann bei der Prävention von Gewalt 

am Arbeitsplatz helfen – wie auch eine Umsetzung anderer bereits be-

währter Programme und Seminare zur Gewaltprävention. 

• Eskalationswahrscheinlichkeiten steigen durch bestimmte Einstellun-

gen des Personals, wie z. B. dass Kund*innen die Behördenmitarbei-

ter*innen als Menschen mit höherem Status anerkennen müssen. Hier 

ist es wichtig, diesen Anlässen vorzubeugen, die vonseiten der Behör-

denmitarbeiter*innen dazu beitragen können, Konflikte zu provozieren. 

• Ein Fokus auf die Identifizierung von Ressourcen zur Eskalationsvor-

beugung innerhalb der Behörden hilft zu identifizieren, welche bereits 

existierenden Verhaltensweisen von Mitarbeiter*innen zur Deeskala-

tion von Konflikten beitragen. Mitarbeiter*innen können durch einen 

geschickten, eigenständigen und auch wertschätzenden Umgang mit 

Kund*innen Konflikte vermeiden. Dies ist z. B. eine flexible, eigenstän-

dige Bewältigung der Mitarbeiter*innen von Konflikten mit Bürger*in-

nen, die dazu führt, dass Konflikte deeskaliert werden können. Diese 

positiven Umgangsweisen können identifiziert und an die Behördenlei-

tung weitergegeben werden. 

• Eine generelle Reflexion von Organisationsabläufen und des berufli-

chen Selbstverständnisses kann diese konfliktfördernden Problemati-

ken aufgreifen. Als konfliktfördernde Organisationsstrukturen wurden 

Handlungsanweisungen, die Bürger sanktionieren sollen und ein über-

hebliches berufliches Selbstverständnis von Behördenmitarbeiter*in-

nen, was auch die Kommunikation mit Bürger*innen negativ beein-

flusst, identifiziert. Diese können in Reflexionsgelegenheiten bespro-

chen werden, um sich bewusst zu werden welche Einstellungen des 

Personals gegenüber Bürger*innen dazu beitragen, Konflikte eskalie-

ren zu lassen. 

• Aufklärung über Aufgaben und Zuständigkeiten der Behördenmitarbei-

ter*innen durch Öffentlichkeitsarbeit kann helfen, Missverständnisse 

über Transparenz zu vermeiden. 

• Eine rudimentäre und einseitige Ausbildung der Behördenmitarbei-

ter*innen kann dazu beitragen, mit Konflikten nicht umgehen zu kön-

nen, da Faktoren wie Kommunikationstraining im Umgang mit Bür-
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ger*innen vernachlässigt werden, nicht hinreichend geschulte Mitar-

beiter*innen in Konflikte mit Bürger*innen geraten und eine einseitige 

Schulung der Mitarbeiter*innen, die nur auf physische Gewaltanwen-

dung setzt, auch Eskalationen provozieren kann. 
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2. Rettungsdienste, Feuerwehren, 
Leitstellen 

 

Im Projekt wurden die Bereiche des Rettungsdienstes, der Feuerwehr und 

der Leitstellen untersucht, da man in diesen Arbeitsbereichen einen An-

stieg von verbaler und körperlicher Gewalt diskutiert. Der Arbeitsbereich 

der Leitstelle wurde nach Interessenbekundung von Leitstellen aus der 

Praxis in das Projekt hinzugenommen. Das wesentliche berufliche Merk-

mal des Rettungsdienstes ist es, medizinisch indizierte Notfälle zu bear-

beiten. Bei der Feuerwehr ist die Katastrophenhilfe der zentrale Aufga-

benbereich. Beide Tätigkeitsfelder finden im Außendienst statt. 

Die Leitstelle nimmt Notfallgesuche von Bürger*innen entgegen, leitet 

diese an den Rettungsdienst oder je nach Einschätzung des Notfallgesu-

ches auch an die Feuerwehr weiter und entsendet Fahrzeuge zum Ein-

satzort. In den Bereichen der Feuerwehren und Rettungsdienste wird von 

gleichbleibender Gewaltbelastung gesprochen, auch wenn repräsentative 

bundesländerübergreifende Studien hierzu fehlen (vgl. Feltes 2018; 

Schmidt 2012). Grundsätzlich erfährt die Feuerwehr einen Schutz vor Ge-

walt durch ihre hohe Personalzahl in Einsätzen, wie während einer Hos-

pitation im Rettungsdienst und einer weiteren Hospitation auf der Leit-

stelle berichtet wurde. 

Problematisch können jedoch Einsätze mit psychisch erkrankten Men-

schen sein (vgl. z. B. Heubrock/Englert 2021). Dies wird auch in den er-

hobenen Gruppendiskussionen erwähnt, wobei in diesen Einsatzlagen 

die Bewältigung verbaler Gewalt vonseiten der Patient*innen in der Regel 

funktioniert, da die verbale Gewalt als Ausdruck eines Kontrollverlustes 

entschuldigt wird. 

 
„Ich habe nur etwas mit psychisch Kranken gehabt, aber da kam auch 
schon die Psychose raus. Aber da kann man finde ich … Da ruft man dann 
einfach die Polizei hinzu, weil die können im Endeffekt nichts dafür, weil 
es eine Psychose ist, in der die gerade sind und dann können die für die 
Gewalt, die sie dann antun, können die nichts.“ (Gruppendiskussion 3 Ret-
tungsdienst) 

 

Im Bereich der Feuerwehr wurde auch über Behinderung von Einsätzen 

geklagt (vgl. Interview Leitung Feuerwehr). Dies ist eine zusätzliche Be-

lastung zu jenen Einsätzen, in denen auch verbale Gewalt auftauchen 

kann. Grundsätzlich wurden hier aber keine besonderen Belastungen mit 

verbaler Gewalt identifiziert, die von bisherigen Studien abweichen (siehe 

hierzu z. B. Heubrock/Englert 2021). 

Leitstellen: Die Bewältigung von verbaler Gewalt, die von hilfesuchen-

den Anrufern ausgeht, läuft relativ routiniert ab. Hier wird das negative 
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Gewalterleben durch ein Gefühl von Sicherheit in der Leitstelle abgemil-

dert. In der Leitstelle arbeitet man in einem isolierten Gebäude ohne di-

rekten Kundenkontakt vor Ort. Die Kommunikation mit Bürger*innen läuft 

nur telefonisch ab. Dies wurde während einer Hospitation auf der Leit-

stelle mitgeteilt. 

Allerdings kann die unvollständige Bearbeitung von Hilfegesuchen ein 

Risiko für die Einsatzkräfte werden, die von der Leitstelle mit der Bearbei-

tung dieser Hilfegesuche beauftragt werden. Probleme treten dann auf, 

wenn Informationen nicht vollständig weitergegeben werden. Mitarbeiter, 

die keine relevanten Informationen zur Vorbereitung auf schwierige Situ-

ationen erhalten, sind dadurch besonders konfliktgefährdet, was ebenfalls 

bei einer Hospitation mitgeteilt wurde. 

Die spezielle Aufgabe der Leitstelle, Informationen zu Notfällen zu 

sammeln und an die relevanten Behörden (Rettungsdienste) weiterzuge-

ben, ist eine Zone struktureller Unsicherheit. Es ist unklar, welche Ein-

satzsituation vor Ort vorliegt, ob Bürger*innen wirklich in einer Notlage 

sind, oder ob es sich aus Sicht der Rettungsdienstpersonals um einen 

Bagatellanlass handelt. Es ist nahezu unmöglich, in jedem Fall alle rele-

vanten Informationen zu einem Noteinsatz zu erfassen. Gleichzeitig aber 

muss eine Qualität des Abfragens und eine Eigenverantwortung der Dis-

ponenten gewährleistet werden. 

Wir beobachten die Tendenz seitens der Disponenten, die Gesprächs-

führung durch präzise Nachfragen zu dominieren und dadurch der Kom-

munikation eine klare Richtung zu geben. So wird die Kommunikation von 

Kerndaten (wer, wie, was, wo, wann) sichergestellt, zugleich kann es pas-

sieren, dass Informationen z. B. über den Erregungszustand der zu be-

treuenden Personen dabei unter den Tisch fallen. 

Rettungsdienste: Die Rettungsdienste berichteten, dass die Belas-

tung durch Gewalt je nach Einsatzort unterschiedlich schwer ausfällt 

(Großstadt vs. Kleinstadt). In der Großstadt findet mehr Gewalt als in der 

Kleinstadt statt. Mögliche Ursachen können ein höheres Einsatzaufkom-

men mit geringerer sozialer Kontrolle aufgrund der Abwesenheit gemein-

sam akzeptierte Normen und mehr Vereinsamungstendenzen sein. Eine 

Überprüfung der Hypothesen, dass diese Faktoren Einfluss auf die Ent-

stehung von Konflikten nehmen, bedarf weiterer Forschung. 

Grundsätzlich werden auch im Rettungsdienst die Einwirkung bekann-

ter Faktoren auf das Auftreten von Gewalt hervorgehoben. Es handelt sich 

hierbei um Wochenenden, Alkohol- und sonstiger Drogenkonsum, soziale 

Brennpunkte, sowie Probleme mit Patienten und Angehörigen, oder auch 

mit Passanten, die das Einsatzgeschehen kommentieren. 

Hinter dem Konfliktauslöser des Drogenkonsums und/oder damit ein-

hergehender psychischer Belastung wie einer Psychose, können die Not-
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fallsanitäter gut die Ursachen hinter dem aggressiven Verhalten erken-

nen, was hilft, Belastungen durch das aggressive Verhalten zu verarbei-

ten, wie im folgenden Zitat veranschaulicht wird: 

 
„… dann haben Leute schon gewisse Psychosen, wogegen sie arbeiten, 
und dann fühlen die sich nur angegriffen. Egal was man tut, die realisieren 
eigentlich gar nicht, was man tut.“ (Gruppendiskussion 2 Rettungsdienst) 

 

Ein anderes Eskalationspotential entsteht dadurch, dass Notfallsanitä-

ter*innen und Bürger*innen ein unterschiedliches Verständnis von den 

Notfällen besitzen, zu denen Notfallsanitäter gerufen werden. Grundsätz-

lich lässt sich die Problematik nicht vermeiden, da Notfälle subjektiv defi-

niert werden und die Einschätzung eines Notfalls mit Unsicherheit behaf-

tet ist, da Bürger*innen einen Notfall subjektiv anders definieren, als dies 

die Notfallsanitäter*innen üblicherweise tun. Ein Sanitäter ist schnell ver-

ärgert, wenn er aus seiner Sicht zu einem Bagatelleinsatz gerufen wird, 

wie er im Verlauf einer Gruppendiskussionen äußert. 

 
„Und das ist ja auch ein ganz häufiges Moment, was sich für mich auch als 
Respektlosigkeit darstellt, wenn man in Patientenwohnungen fährt und 
sieht: Leute, ihr habt nichts, ihr könnt zum Hausarzt gehen.“ (Gruppendis-
kussion 1 Rettungsdienst) 

 

Aus Sicht der Notfallsanitäter*innen kommt es aus verschiedensten Grün-

den zu Bagatelleinsätzen, wie z. B. bei psychischen Problemen der Bür-

ger*innen. Zudem führen mangelnde Selbsthilfefähigkeit und wachsende 

Vereinsamung dazu, dass der Rettungsdienst besonders häufig zu ver-

meintlichen Bagatelleinsätzen gerufen wird. Die Befragten beobachten 

eine abnehmende Selbsthilfefähigkeit der Bevölkerung, die sich auch da-

rin äußert, dass die Bürger*innen den Schweregrad ihrer Erkrankung 

nicht richtig einschätzen. 

Es könnte hier vor dem Hintergrund der zahlenmäßig zunehmenden 

Single-Haushalte von einer gewissen steigenden Unklarheit über soziale 

Normen wie auch deren steigende Instabilität die Rede sein – einer durch 

mangelnde soziale Einbindung ausgelöste Unsicherheit über die Bedeu-

tung sozialer Normen. Dieses Phänomen lässt sich als anomischer Zu-

stand beschreiben (Durkheim 1893; Dunkake 2010, S. 103). Und in die-

sem konkreten Fall: die Bedeutung des Begriffes „Notfall“. 

Wenn die Notfallsanitäter*innen die Bürger*innen auf Deutungsunter-

schiede hinweisen, kann dies zu Streit und verbaler Gewalt führen. Das 

bringt auch zusätzliche Belastungen für die Notfallsanitäter*innen mit sich 

und erzeugt eine Anerkennungsproblematik (Schützeichel et al. 2024). 

Die Notfallsanitäter*innen fühlen sich bei solchen Anlässen, die sie als 
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Bagatelleinsätze deuten, in ihrer professionalen Funktion als Lebensret-

ter*innen in Notlagen nicht anerkannt. 

Wenn das professionale Selbstverständnis der Notfallsanitäter*innen 

angegriffen wird, führt dies zu Belastungen. Die Notfallsanitäter*innen 

fühlen sich in der Umsetzung ihrer professionalen Identität nicht nur durch 

verbale Gewalt bedroht, sondern durch eine Anzahl von respektlosen 

Handlungen und Kommunikationen: Dies betrifft insbesondere die Behin-

derungen der Autonomie, das Hinterfragen der Funktion des Rettungs-

dienstes (Rettung in medizinischen Notlagen) und die Zweifel an der Kom-

petenz der Notfallsanitäter*innen (Weber/Dietz 2024). Diese Phänomene, 

die eine Bedrohung der professionalen Identität darstellen, werden im fol-

genden Zitat aus einer Gruppendiskussion veranschaulicht: 

 
„Die sehen uns manchmal als Feinde. Die stören mich jetzt in dem, was 
ich tue. Obwohl ich jemand anderem helfe. Wenn sie aber in dieser Situa-
tion wären, dann wollen die aber genauso die Hilfe haben, wie – also die 
sehen das nicht, die sehen das nicht, wenn es mir mal so schlecht geht, 
ach dann. Die sehen nicht, dass wir helfen, die sehen in dem Moment nur 
einen Störenfried, belastend, mit Blaulicht, vielleicht mit Horn da lang fah-
ren oder sie zuparken. Die sehen die Möglichkeit nicht, dass wenn es ihnen 
selber mal schlecht geht, dass wir dann als Hilfe kommen, sondern die 
sehen uns als Störenfried.“ (Gruppendiskussion 3 Rettungsdienst) 

 

Wenn vermeintlich triviale Einsatzlagen die Umsetzung der professiona-

len Selbstvorstellungen als Lebensretter*innen nicht hinreichend rechtfer-

tigen und wenn die Autonomie des Rettungsdienstes und die Funktion der 

medizinischen Notfallrettung bedroht werden, dann wird dies als belas-

tend erlebt. 

Ebenso wurden als Konfliktpotentiale mit Patient*innen aus Familien 

mit Migrationshintergrund benannt, die sich dadurch ergeben, dass diese 

die Arbeit des Rettungsdienstes unter Umständen hinterfragen. Diese 

wurde aus Sicht des Rettungsdienstpersonals dadurch erklärt, dass hier 

unterschiedliche Vorstellungen über Umgangsweisen mit erkrankten Per-

sonen vorliegen und es dadurch zu Konflikten kommen kann. 

 
„Da sind dann halt viele Leute, die sich um einen kranken Familienange-
hörigen kümmern möchten. Dann kommt der Rettungsdienst da hinein, der 
möchte Platz zum Arbeiten haben und dann ist immer die Frage, wie wird 
das durchgesetzt oder umgesetzt vor Ort. Da kam es, also da kann ich 
mich auch noch selber daran erinnern, oft bei anderen Kulturen waren so 
Situationen, die schwierig zu managen waren. Haben mehrere Leute auf 
einen eingeredet oder machen sich Sorgen, wollen beim Tragen helfen. 
Und da muss man halt im Hinterkopf wissen, dass die das nicht tun, in aller 
Regel nicht tun, um den Rettungsdienst zu stören oder zu behindern, son-
dern das ist ein anderer Umgang mit dieser Situation, wenn ein Familien-
angehöriger krank ist.“ (Interview Leitung Rettungsdienst) 

 



WEBER: ÜBERGRIFFE GEGENÜBER VERWALTUNG UND RETTUNGSDIENST | 14 

Ferner wurde als Faktor, der Gewalt wahrscheinlicher werden lässt, ein 

sogenannter „Blaulichtmilieuhabitus“ identifiziert, der im Bereich der Ein-

satzkräfte, die Notfälle bearbeiten, verbreitet sein kann. Der „Blaulichtmi-

lieuhabitus“ ist durch die folgenden Merkmale gekennzeichnet: Die be-

wusste Selbstinszenierung der Einsatzkräfte als Retter*innen ist mit der 

Erwartung verbunden, auch als Retter anerkannt zu werden. Sie garan-

tiert das Erleben eines erfolgreich bewältigten, erlebnisorientierten Ar-

beitsalltags. Diese Eigenschaften des „Blaulichtmilieuhabitus“ drückt ein 

Interviewpartner folgendermaßen aus: 

 
„Das ist so, dieses Blaulichtmilieu, das macht für viele halt, glaube ich, 
nochmal so einen Reiz aus, weil dann sind sie halt Helden. Die wollen Held 
sein. Oder wo es damit im Berufsalltag zu tun hat, dass man nach außen 
dann ja schon sagen könnte: ‚So, ja, ich mache einen Beruf, der ist über 
jeden Zweifel erhaben oder der ist besonders wichtig. Also andere Arbei-
ten sind weniger wichtig und mein Job ist halt noch wichtiger als andere.‘“ 
(Interview Leitung Rettungsdienst) 

 

Wenn diese Erwartungen der Notfallsanitäter*innen im Berufsalltag ent-

täuscht werden, kann dies Frust produzieren und Konflikte entstehen las-

sen. 

Ein zusätzlicher Konfliktbereich sind Schnittstellen in der Zusammen-

arbeit mit anderen Einrichtungen aus dem Gesundheitsweisen, wie z. B. 

mit der Notaufnahme. Grund dafür sind ebenfalls Uneinigkeiten über Zu-

ständigkeiten zwischen den einzelnen Professionen, die auch unter Um-

ständen auf die belastende Anerkennungsproblematik zwischen den Be-

rufsgruppen hindeuten. Streit zwischen den Berufsgruppen gibt es gene-

rell, wie das folgende Zitat beschreibt. 

 
„Zusammenarbeit ist hier und da, wie überall, auch mit niedergelassenen 
Ärzten, mit Personal aus der Notaufnahme, Personal in Altenpflegehei-
men, immer schwierig. Oder problembehaftet hier und da. Die Notauf-
nahme hat halt eher so den Blickwinkel auf: ‚Ja, gut, wir haben jetzt schon 
so viele Patienten hier liegen, wir wissen eigentlich gar nicht, wo vorne und 
hinten ist und jetzt kommt ihr auch noch her mit eurer Kopfplatzwunde.‘ 
Und wir können ja nichts dafür. Und wir suchen uns das ja auch nicht aus, 
also da gibt es, gerade in diesem Schnittstellenbereich Übergabe Kran-
kenhaus gibt es häufiger mal Probleme.“ (Interview Leitung Rettungs-
dienst) 

 

Über Konflikte mit Disponenten, die keine wichtigen Informationen an die 

Notfallsanitäter weitergeben, die aber für den Einsatzablauf und die Vor-

bereitung darauf entscheidend sind, wurde ebenfalls berichtet. Auch an 

den Schnittflächen zu anderen Behörden kann es zu Friktionen wie ver-

bale Gewalt und Übergriffen kommen. So war mitunter von Polizist*innen 

die Rede, die „mit den Händen in den Taschen“ herumstünden, statt z. B. 



WEBER: ÜBERGRIFFE GEGENÜBER VERWALTUNG UND RETTUNGSDIENST | 15 

Schaulustige zum Weitergehen zu ermuntern (Gruppendiskussion 3 Ret-

tungsdienst). 

Hier zeigen sich Konfliktpotentiale sowie damit einhergehende Belas-

tungen entlang von Zuständigkeitslinien auf. Diese Konfliktpotentiale 

zeichnen sich zusätzlich zu den Konflikten um körperliche, verbale Gewalt 

und den besagten Respektlosigkeiten ab. Das ist relevant, denn somit 

kann es nicht nur zu Konflikten mit Bürger*innen kommen, sondern auch 

mit anderen Berufsgruppen im Gesundheitswesen. Diese Konflikte ent-

stehen durch Zeitdruck und eine hohe Auslastung des Gesundheitswe-

sens, Statuskämpfe, und Streit um Zuständigkeiten. Dies wurde auch 

während einer Hospitation berichtet. 

Hier knüpfen sich Präventionsmöglichkeiten, um die Zusammenarbeit 

der Berufsgruppen im Gesundheitswesen zu verbessern, an, wie ein Aus-

tausch über Ausgestaltung einer konstruktiven Zusammenarbeit und 

wechselseitige Hospitationen, um die Zusammenarbeit untereinander zu 

verbessern. Allerdings kann eine solche Maßnahmen nicht strukturelle 

Auslastung des Gesundheitswesens aufgreifen und die Auslastung des 

Gesundheitssystems sollte separat reduziert werden. 

Zudem ist eine generelle Auslastung des Gesundheitssystems ein 

Problem, das zu Belastungen des Rettungsdienstpersonals führt, das sich 

in verbaler Gewalt zwischen den Berufsgruppen äußern kann. Aufgrund 

des Erlebens einer hohen Arbeitsbelastung kann Streit auftreten (vgl. 

Gruppendiskussion 3 Rettungsdienst). 

Die folgenden Maßnahmen der Deeskalation und Resilienzstärkung 

ergänzen bereits existierende Schulungskonzepte in unterschiedlichsten 

Formaten wie z. B. Messerabwehr, Kommunikation, die auch von unter-

schiedlichsten Anbietern durchgeführt werden. Ein grundlegendes Prob-

lem bestehender Schulungen ist, dass diese nur unregelmäßig und punk-

tuell stattfinden und auch schnell wieder in Vergessenheit geraten kön-

nen, wie bei einer Hospitation berichtet wurde. 

• Austausch mit den anderen Akteuren im Gesundheitswesen (Not-

aufnahme, Leitstelle, Pflegeeinrichtungen): Die Konflikte um Zustän-

digkeiten, Weitergabe von Informationen und Auslastung des Gesund-

heitssystems lassen sich durch den Austausch und Reflexion mit an-

deren Akteuren im Gesundheitswesen beheben, wodurch die Zusam-

menarbeit und das interprofessionale Verständnis verbessert werden. 

Ein weiterer Faktor, der die Streitigkeiten um Zuständigkeiten befeuert, 

ist Zeitknappheit. Dies ist ein struktureller Faktor, der durch die Auslas-

tung des Gesundheitssystems bedingt wird. 

• Weitergabe von Informationen: Die Erkennung und Weitergabe von 

Informationen über Gefahrenquellen bei Einsätzen des Rettungsdiens-

tes ist besonders wichtig. Die Weitergabe von Informationen ist 



WEBER: ÜBERGRIFFE GEGENÜBER VERWALTUNG UND RETTUNGSDIENST | 16 

schwierig, da in der Leitstelle eine Zone struktureller Unsicherheit vor-

herrscht. Es ist unmöglich, stets alle relevanten Warnzeichen zu erfas-

sen. Jedoch schützt dies nicht vor Verantwortung und detailliertem Ab-

fragen, damit alles Notwendige getan wird, um Rettungsdienste vor ih-

rem Einsatz vor möglichen Konfliktpotenzialen angemessen zu war-

nen. 

• interkulturelle Kompetenzen: Es geht darum, interkulturelle Kompe-

tenzen zu stärken, um Konflikte zu vermeiden. So kann zumindest von-

seiten der Notfallsanitäter*innen Konflikten vorgebeugt werden. Ver-

haltensweisen, die bisher aufgrund von kulturellen Unterschieden un-

verständlich waren, können durchschaut werden und so dazu beitra-

gen, dass Konflikte, die durch Missverständnisse entstanden sind, zu 

deeskalieren. Dennoch geht es nicht darum, dass aus interkulturellen 

Kompetenzen Vorurteile erwachsen oder verstärkt werden (vgl. Grutz-

palk 2013, S. 266). 

• Öffentlichkeitsarbeit: Öffentlichkeitsarbeit kann helfen, über Zustän-

digkeiten des Rettungsdienstes zu informieren und wichtiges Vorwis-

sen über ihre Tätigkeitsbereiche gegenüber der Bevölkerung zu ver-

mitteln. Dabei müssen Zielgruppen der Öffentlichkeitsarbeit festgelegt 

werden. Zudem kann so die Selbsthilfefähigkeit der Bevölkerung ge-

stärkt werden. 

• Gesundheitsförderung durch Berufsrollenreflexion: Reflexion der 

professionalen Identität und des professionellen Alltags (z. B. 

Schophaus/Weber 2019; Weber 2021; Schophaus 2020; Schophaus 

2016) kann helfen, um Anerkennungsproblematiken zu bearbeiten. 

Dabei können Selbst- und Fremdbilder diskutiert, kognitive Dissonanz 

bearbeitet, Selbstwirksamkeit gestärkt, sowie Zusammenarbeit reflek-

tiert werden. 

Selbstwirksamkeit ist die Überzeugung, selber zu einem Ergebnis bei-

tragen zu können (vgl. Bandura 1977). Kognitive Dissonanz beschreibt 

die erlebte Diskrepanz zwischen Erwartungen und Realität. Das Wahr-

nehmen dieser Diskrepanz wird als belastend erlebt (vgl. Festinger 

1957). 

• Es kann auch die Art und Weise geklärt werden, unter der Hilfegesu-

che als gerechtfertigt erscheinen. Hier ist es wichtig, sich über die mög-

lichen Zusammenhänge zwischen der Rechtfertigung von Einsätzen 

und dem beruflichen Selbstbild der Notfallsanitäter*innen klar zu wer-

den. Relevante Schulungen sollen regelmäßig durchgeführt werden, 

da sie eine kontinuierliche Thematisierung erfordern. 
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3. Ordnungsamt 
 

Das Ordnungsamt wurde ausgewählt, weil sich Berichte aus der Praxis 

gehäuft haben, die Konflikte im Außendienst mit Bürger*innen beschrie-

ben haben. Das Ordnungsamt ist Teil der kommunalen Verwaltung und 

zuständig für die Umsetzung von Ordnungsrecht und Gefahrenabwehr 

(Balzer 2019). Im Projekt haben wir uns auf Erfahrungen der Mitarbei-

ter*innen im uniformierten Außendienst des Ordnungsamtes mit verbaler 

Gewalt konzentriert. 

Das Auftreten von verbaler Gewalt wird von den befragten Mitarbei-

ter*innen als normale Reaktion auf Sanktionsaufgaben durch das Ord-

nungsamt angesehen. Es spielen sich verbale Übergriffe in Form von 

Machtkämpfen ab, in denen Bedrohungen ausgesprochen werden und 

Status eingesetzt wird, um diese Drohungen glaubhaft zu machen. Dies 

findet z. B. im Kontakt mit Bürger*innen statt, die der Mittelschicht zuge-

ordnet werden und die im Konflikt mit dem Außendienst des Ordnungs-

amtes mit rechtlichen Konsequenzen drohen. 

 
„Die gehobenere Mittelschicht, die dann direkt anfängt mit: ‚Ja, ich kenne 
da jemanden. Ich habe da einen Anwalt.‘“ (Gruppendiskussion 1 Ord-
nungsamt) 

 

Insbesondere fiel auf, dass Konflikte, damit auch Eskalationspotentiale 

und verbale Gewalt im Kontakt mit Bürger*innen oftmals mit mangelnder 

Kenntnis über legale Zuständigkeit und legale Befugnisse des Ordnungs-

amtes verbunden sind. Dies kann zu Auseinandersetzungen führen. Es 

wäre daher aus Sicht der Mitarbeiter*innen wünschenswert, wenn vonsei-

ten der Bürger*innen mehr Kenntnisse über legale Befugnisse des Ord-

nungsamtes vorliegen würden. 

 
„Der Bürger weiß nicht, was wir dürfen.“ (Gruppendiskussion 1 Ordnungs-
amt) 

 

Zudem wurde das Problem der Einschränkung der Autonomie der Außen-

dienstmitarbeiter*innen angesprochen, was aus deren Sicht die Wahr-

scheinlichkeit von verbalen Konflikten erhöht und zu zusätzlichen Belas-

tungen führt. Einschränkung der Autonomie bedeutet in diesem Kontext, 

dass es Problem ist, dass Mitarbeiter*innen nicht nach ihrem eigenen 

rechtlichen Ermessen und eigenen Gerechtigkeitsvorstellungen mit Bür-

ger*innen umgehen dürfen, sondern sich an sanktionierende Organisati-

onsanweisungen halten müssen. 

Es wird berichtet, dass Ordnungsamtsmitarbeiter*innen ihr juristisches 

Ermessen situativ flexibel ausgestalten, um sich so auf die Situation und 



WEBER: ÜBERGRIFFE GEGENÜBER VERWALTUNG UND RETTUNGSDIENST | 18 

das Gegenüber besser einstellen zu können. Im Idealfall wird dadurch bei 

den Bürger*innen Einsicht erwirkt und Konfliktsituationen konstruktiv, zu-

friedenstellend und ohne Sanktionen gelöst und auch Konfliktanlässe ver-

mieden werden. 

Die Flexibilität, Konflikte informell und konstruktiv lösen zu können, 

wird ihnen allerdings durch die Einschränkung ihres Ermessens seitens 

der Behörde genommen. Die behördliche Erwartung an den Außendienst, 

mit Sanktionen zu arbeiten (Grutzpalk 2023), erhöht das Aufkommen von 

verbaler Gewalt. Dies ist der Fall, da Bürger*innen dies im Umgang mit 

ihnen bemerken und als ungerecht erleben. Dies führt auch dazu, dass 

Außendienstmitarbeiter*innen extrem streng nach Gründen suchen, Bür-

ger*innen zu sanktionieren. 

Das subjektive Erleben mangelnder Anerkennung ist zusätzlich belas-

tend für den Außendienst, der ohnehin ständig mit verbaler Gewalt kon-

frontiert wird. Anerkennung umfasst in diesem Zusammenhang die Aner-

kennung seitens ihrer Behörde, dass der Außendienst sein Ermessen fle-

xibel ausgestaltet. Es soll von der Behörde die bevorzugte Art und Weise, 

wie Außendienstmitarbeiter*innen mit Bürgern umgehen und an welchen 

Gerechtigkeitsvorstellungen sie sich dabei orientieren, anerkannt werden. 

Mangelnde Anerkennung erfahren sie allerdings aus ihrer Sicht durch die 

Organisationsleitung, die eine strikt sanktionierende Reaktion auf ver-

meintliche Ordnungswidrigkeiten vorgibt. 

Die Außendienstmitarbeiter*innen wünschen sich eine Anerkennung 

des Umstandes, dass sie Werte von Fairness im Umgang mit Bürger*in-

nen nutzen. Dies wird mit dem juristischen Begriff der sogenannten Op-

portunität verknüpft. Diese „sollen“ die Außendienstmitarbeiter*innen je-

doch nicht ausüben, sondern sollen z. B. Bürger*innen, die eine Zigarette 

auf den Gehweg werfen, was eine Ordnungswidrigkeit darstellt, nicht so-

fort mit einem Bußgeld sanktionieren, sondern zunächst diesen Verstoß 

ansprechen und um Korrektur bitten, wie im folgenden Zitat ausgeführt 

wird: 

 
„Wir haben ja schon den Vorteil der Opportunität. Ich glaube, da spreche 
ich für jeden Kollegen, dass wir einfach auch versuchen müssen, mensch-
lich auf der Straße zu sein. Ja, wenn wir die Chance haben, auch mal das 
versuchen, anders zu regeln, indem wir halt die Verstöße mehr anspre-
chen und sagen: ‚Da gucken Sie. Haben Sie da irgendwas verloren?‘ Und 
denen die Chance geben, die Zigarette zum Beispiel nochmal aufzuheben. 
[Einwurf anderer Mitarbeiter:] Das sollen wir ja nicht.“ (Gruppendiskus-
sion 2 Ordnungsamt) 

 

Auf diese Äußerung geht dann der Diskussionsteilnehmer B mit der Ant-

wort ein, dass die Außendienstmitarbeiter*innen das nicht sollen, was da-

rauf hinweist, dass scheinbar Dienstanweisungen existieren, die diesen 
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eigenständigen Umgang des Außendienstes mit Ordnungswidrigkeiten 

nicht gestatten. 

Die organisationale Aufforderung zu sanktionieren, wird damit begrün-

det, dass das Ordnungsamt die Ausgaben für Personalgehälter und Sach-

mittel im nächsten Jahr einwerben muss. Dieser Vorgang wird mit dem 

Begriff der sogenannten „Refinanzierung“ begründet. Die Refinanzierung 

wird über bestimmte Quoten an ausgestellten Verwarngeldern für Ord-

nungswidrigkeiten laut der folgenden Aussage eines Teilnehmers einer 

Gruppendiskussion erreicht: 

 
„Also im Endeffekt natürlich, gibt es quasi, ich sage mal, fünf Meter weiter 
von unserem Haus entfernt Kosten von 500.000 Euro, mit Fahrzeug hin-
terlegen und Material, mit Gehalt, Pensionsrücklagen und so weiter. Und 
man sagt, man will eigentlich über die Verwarngelder und so weiter zehn 
Prozent davon wieder einspielen.“ (Gruppendiskussion 2 Ordnungsamt) 

 

Dies hat Folgen für die Erfolgsbewertung der Außendienstmitarbeiter*in-

nen seitens ihrer Vorgesetzten. Sollten diese Vorgaben nicht eingehalten 

werden, kann es zu Personalgesprächen mit den Vorgesetzen kommen, 

in denen gefragt wird, warum ein*e Mitarbeiter*in nicht mehr Bußgeldbe-

scheide ausgestellt hat. Genauso kann diese Anweisung vom Außen-

dienst als eine mangelnde Anerkennung des Anspruchs auf eine eigen-

ständige Ausgestaltung des Umgangs mit Bürger*innen erlebt werden. 

Zum Teil können die Mitarbeiter*innen in diesen Gesprächen ihren eigen-

ständigen Umgang mit Bürger*innen selbstbewusst rechtfertigen, wie ein 

Teilnehmer einer Gruppendiskussion erörtert. 

 
„Ich zum Beispiel bin ein Typ, ich sag das meinem Vorgesetzten auch ganz 
klar. Ich sage immer, dann fragt er mich: ‚Ja, warum hast du da kein Buß-
geld geschrieben, warum hast du da nicht die fünfzig Euro kassiert?‘ Weil 
ich es nicht gemacht habe. Ich sage, das ist erstens Mal ein Ermessen 
draußen. Ich muss das bewerten können in der Situation, und dieses Er-
messen kannst du mir nicht nehmen. Ich bin da recht stumpf meinem Vor-
gesetzten auch gegenüber.“ (Gruppendiskussion 2 Ordnungsamt). 

 

Im Extremfall allerdings kann diese mangelnde Anerkennungsproblema-

tik und der wahrgenommene Druck, Bußgelder auszustellen, dazu führen, 

dass Außendienstmitarbeiter*innen sich dazu gedrängt fühlen, Konflikte 

bewusst einzugehen, um von der Kernorganisation nicht den Vorwurf der 

Arbeitsverweigerung zu bekommen. Es wird dabei in Kauf genommen, 

dass dies zu einer erhöhten Gewaltbelastung führt. Zudem fühlen sich die 

Außendienstmitarbeiter*innen von ihrer Kernorganisation alleine gelas-

sen, da ihre konstruktive und flexible Weise, Konflikte zu lösen, mutmaß-

lich aus Sicht der Kernorganisation nicht länger akzeptiert wird. 

Mögliche Maßnahmen der Deeskalation und Resilienzstärkung im Ord-

nungsamt sind im Folgenden ausgeführt: 
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• Gesundheitsförderung durch Berufsrollenreflexion: Eine Empfehlung 

ist, an der Problematik mangelnder Anerkennung innerhalb der Orga-

nisation zu arbeiten. Eine Berufsrollenreflexion kann darauf fokussie-

ren, innerorganisationale Anerkennung und von allen geteilte Kriterien 

für eine wertschätzende Zusammenarbeit zu thematisieren. 

Es wird empfohlen, die Kommunikation zwischen den Außendienststel-

len und der Kernorganisation zu intensivieren und zudem neue Erfolgs-

kriterien für Außendienstmitarbeiter*innen zu schaffen (Erwirken von 

Einsicht vs. Sanktionen). Die Sanktionspolitik des Ordnungsamtes 

nach Kriterien der Refinanzierung muss thematisiert werden, da hier-

mit das Risiko erhöhter Konfliktbereitschaft von Bürger*innen verbun-

den ist. 

• Professionalisierung der Ausbildung: Eskalationen zuträglich ist auch 

eine mitunter mangelnde Professionalisierung und Ausbildung von Mit-

arbeitenden. Daher erscheint es hilfreich, wenn die rudimentäre Pro-

fessionalisierung und allzu knappe Ausbildung der Mitarbeiter*innen 

verbessert wird. Dies ist bisher nicht repräsentativ und kann nicht ver-

allgemeinernd unterstellt werden. Gerade bei den Hilfskräften, die in 

der Pandemiezeit angestellt wurden, war dies aber problematisch, wie 

während einer Hospitation im Ordnungsamt berichtet wurde. Es ist 

wichtig, hier die Professionalisierung während der Ausbildung voran-

zutreiben, um so spätere Eskalationen zu vermeiden. 

• Öffentlichkeitsarbeit und Herstellung von Transparenz über behördli-

che Zuständigkeiten: Weiterhin bietet es sich an, Aufklärung der Be-

völkerung über die Aufgabenbereiche des Ordnungsamtes vorzuneh-

men. Vorher sollten mögliche Zielgruppen der Öffentlichkeitsarbeit 

festgelegt werden. Hier können z. B. Außendienstmitarbeitende Infor-

mationsflyer erstellen und je nach Sachlage informieren. 
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4. Jobcenter 
 

Das Jobcenter ist ein Zusammenschluss zwischen Bundesagentur für Ar-

beit und kommunalen Behörden. Es ist zuständig für Grundsicherung und 

Arbeitsvermittlung und greift dabei auf den Rechtskreis SGB II zurück. 

Die Kund*innen des Jobcenters sprechen in der Regel vor Ort in den 

jeweiligen Jobcentern vor, was bedeutet, dass sich die Konflikte im Ge-

gensatz zum Rettungsdienst und dem Ordnungsamt innerhalb der Behör-

den ereignen. Dabei kann eine Bandbreite an Konflikten, in denen verbale 

Gewalt auftritt, entstehen. Diese Situationen können sich relativ klar an-

kündigen oder aber plötzlich auftauchen. Die konfliktanfälligen Konstella-

tionen lassen sich nach den folgenden Themen aufteilen, die sowohl se-

parat als auch in Kombination miteinander auftreten können und die im 

Folgenden betrachtet werden: 

• spezielle Antragsbedingungen/Notsituationen 

• Informationslücken innerhalb des Jobcenters 

• volle Wartebereiche 

• bürokratische Handlungslogiken 

 

Einer der häufigsten Gründe, die angegebenen werden, sind Notsituatio-

nen, in denen schnell gehandelt werden muss. Die akute Dringlichkeit ist 

nicht immer mit der Ablauflogik einer Bürokratie zu vereinbaren. Es be-

steht aber aus der Kundensicht mitunter Handlungsdruck, während aus 

Sicht der Verwaltung ein formal korrekter Ablauf der Leistungsgewährung 

eingehalten werden muss, wie im folgenden Zitat ausgeführt wird: 

 
„Diese Verbuchung der Leistung, bis das Geld auf dem Konto des Kunden 
ankommt, dauert immer ein paar Tage. Und wir haben aber immer wieder 
mal Kunden, die, ich sage mal, von finanzieller Not bedroht sind. Ganz klar. 
Da muss man schneller reagieren. Da haben wir die Möglichkeit, über den 
Barcode Geld auszuzahlen.“ (Interview 4 Jobcenter) 

 

Dieses Problem wird bereits, wie in diesem Zitat beschrieben, unbürokra-

tisch durch vorläufige Auszahlungen im Haus gelöst, was jedoch nicht das 

Auftreten von Notsituationen mit Eskalationen und verbaler Gewalt völlig 

verhindert. 

Des Weiteren beschweren sich Bürgerinnen und Bürger darüber, dass 

aus ihrer Sicht Informationen, die für die Bewilligung von Anträgen ent-

scheidend sind, innerhalb des Jobcenters anscheinend falsch weiterge-

geben wurden. Dies kann zu Eskalationen und verbaler Gewalt führen. 

Zudem dauern Antragstellungen relativ lange, was im folgenden Zitat 

ausgeführt wird: 
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„Also es beschweren sich die Kunden darüber, dass ihre Dinge nicht 
schnell genug bearbeitet werden oder dass sie mit Mitarbeitern unzufrie-
den sind. In der Vergangenheit gab es viele Beschwerden wegen Erreich-
barkeit.“ (Interview 5 Jobcenter) 

 

Die zum Teil langen Antragstellungen werden unter anderem mit einem 

hausinternen Personalmangel begründet: 

 
„Wir haben über die Jahre immer massive Personalprobleme gehabt, weil 
das ist jetzt auch nicht der beliebteste Bereich im öffentlichen Dienst, in 
dem wir uns da bewegen. Da ist es nicht ganz so einfach, Personal zu 
kriegen.“ (Interview 5 Jobcenter) 

 

Zudem können unruhige Wartebereiche dazu führen, dass es dort beson-

ders häufig zu verbalen Eskalationen kommt, wie ebenfalls in einem In-

terview erzählt wurde: 

 
„Es ist ja ganz klar, wenn Sie da zig Menschen haben, letztlich auch, sage 
ich mal, Aggressionen laden sich da auf, da kann es schon mal vorkom-
men, dass es irgendwo in dem Bereich eskaliert. Und vielleicht manchmal 
auch unter den Kunden untereinander.“ (Interview 4 Jobcenter) 

 

Es zeigt sich vor diesem Hintergrund, dass die Konfliktfaktoren multikau-

sal strukturiert sind, und es möglich ist, dass mehrere dieser Konfliktfak-

toren miteinander kombiniert als auch separat auftreten können. 

Die Bewältigungsstrategien der Mitarbeiter*innen mit Kundenkontakt 

sind von der erlebten Intensität eines verbalen Angriffs und von der erleb-

ten Ernsthaftigkeit dieses Vorfalls abhängig. Die Bewältigung wird er-

schwert, wenn man die Bedrohungen zwar als ernst zu nehmend erlebt, 

die sprachliche Struktur der Bedrohung aber so subtil ist, dass es schwer 

ist, sie als eindeutig justiziabel anzusehen. Dies wird in dem folgenden 

Zitat verdeutlicht, indem ein*e Interviewpartner*in es schildert, dass die 

subtile Andeutung von Bedrohungen schwierig juristisch zu ahnden ist: 

 
„Da steht jemand im Garten und sagt: ‚Ach, hier wohnst du.‘ Was will man 
da machen? Es gibt ja nicht viele Möglichkeiten. Also, mit ganz offensiven 
Bedrohungen und Beleidigungen wird schon so umgegangen, dass auch 
eine Strafanzeige erfolgt, auch vom Arbeitgeber, das gibt es auch, habe 
ich auch schon erlebt. Und ansonsten ist es immer eine Frage der Beweis-
barkeit.“ (Interview 5 Jobcenter) 

 

Dies führt zu Spannungen, da Anzeigen nach solchen Vorfällen oft nach 

Aussagen der Befragten eingestellt werden. Hinzu kommen auch besagte 

Anerkennungsproblematiken zwischen den Mitarbeiter*innen mit Kun-

denkontakt und höher gelegenen Organisationsstellen und nicht zuletzt 

der Politik. Auch diese Anerkennungsproblematiken drehen sich um die 

erlebte Einschränkung der Autonomie der Mitarbeiter*innen mit Kunden-
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kontakt seitens höher gestellter Entscheidungsträger*innen. Anweisun-

gen seitens politischer Akteure beeinflussen aus Sicht der Mitarbeiter*in-

nen mit Kundenkontakt deren Autonomie, wie das folgende Zitat aufgreift: 

 
„Letztendlich sind wir diejenigen, die im Endeffekt, ich sage jetzt mal, dann 
immer politische Entscheidungen umsetzen müssen.“ (Interview 4 Jobcen-
ter) 

 

Das Erleben von Druck im Umgang mit Kund*innen wird aus Sicht der 

Mitarbeiter*innen mit Kundenkontakt nicht von höheren Organisations-

stellen geteilt. Ebenso wenig scheint die Sichtweise geteilt zu werden, 

dass der Umgang mit Kund*innen von belastenden Auseinandersetzun-

gen geprägt sein kann, wie im folgenden Interview berichtet wird: 

 
„Fragen Sie jemand aus dem personellen Stand, der ständig mit Publikum 
zu tun hat, haben Sie eine andere Antwort, wenn Sie mit einer Führungs-
kraft in der oberen Etage sprechen, die überhaupt keine Berührungspunkte 
mit Kunden haben. Die werden sagen: ‚Läuft alles schick.‘ Ne? Oder Mit-
arbeiter aus der Poststelle, die auch nie groß Kontakt zu irgendwelchen 
Kunden haben, die werden auch sagen: ‚Nein, verbale Entgleisungen, so 
was haben wir nicht.‘“ (Interview 4 Jobcenter) 

 

Der erlebte Mangel an Anerkennung von höher gestellten Organisations-

ebenen äußert sich darin, dass die konfliktanfällige Zusammenarbeit mit 

Kund*innen von höheren Organisationsstellen scheinbar nicht wahrge-

nommen wird, auch wenn dies weiterkommuniziert wird, was in einem 

weiteren Interview folgendermaßen ausgedrückt wird: 

 
„Das wird schon weiter kommuniziert. Aber das wollen die nicht hören oder 
ignorieren die einfach. Man kann es ganz grob sagen, es interessiert die 
einfach nicht. So würde ich es sehen. Die würden natürlich sagen, das 
stimmt so nicht, ne. Und hier finde ich es noch am allerschlimmsten, dass 
die Geschäftsführung, die eine Kollegin, die dort sitzt, die kommt aus der 
Leistungsabteilung ursprünglich. Da denke ich immer: ‚Wie kann man so 
schnell vergessen, wie es dort wirklich ist?‘“ (Interview 3 Jobcenter) 

 

Grundsätzlich lassen sich die bereits bekannten Maßnahmen des Aache-

ner Modells zur Gewaltprävention am Arbeitsplatz als gut erprobt und hilf-

reich für Gewaltprävention im Jobcenter ansehen, da in diesen wichtige 

Standardpräventionen empfohlen werden wie beispielsweise Tische und 

Büros richtig positionieren, um Fluchtwege offen zu halten, schwierige 

Gespräche mit Kunden zu zweit führen, sowie weitere Verhaltensmaß-

nahmen zur Vorbeugung von körperlichen Übergriffen. 

Dementsprechend bestehen im Jobcenter bereits viele Interventionen 

und Schulungen im Umgang mit Gewalt im Allgemeinen. Faktoren seitens 

der Kund*innen, wie z. B. allzu forderndes Auftreten und dissoziales Ver-

halten können von der Organisation nicht komplett präventiv bearbeitet 
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werden. Auch wenn berücksichtigt werden muss, dass grundsätzlich re-

lativ stabile Konfliktpotenziale in Alltagssituationen bestehen, lassen sich 

folgende gewinnbringende Strategien der Gewaltprävention für das Set-

ting Jobcenter identifizieren: 

• Fehlzeiten und Personalprobleme lösen: Lange Fehlzeiten und Per-

sonalprobleme führen dazu, dass andere Mitarbeiter diese Arbeit zu-

sätzlich übernehmen. Dies führt zu einem extrem hohen Arbeitsauf-

kommen und längeren Bearbeitungszeiten von Anträgen. Antragstel-

ler*innen warten dabei länger auf ihr Geld und fachgerechte Bearbei-

tung ihrer Anträge, was zu Beschwerden und Eskalationen führen 

kann. 

• Personalfluktuation reduzieren: Es gibt zu viel Personalfluktuation. 

Viele Mitarbeiter*innen werden befristet angestellt oder verlassen das 

Jobcenter. Neues Personal muss eingestellt und eingearbeitet werden. 

Das bindet Kräfte, die nunmehr fehlen, um Bescheide und Anliegen 

von Bürger*innen zeitnah zu bearbeiten. 

Die Fehleranfälligkeit bei Bewilligungen kann sich dadurch erhöhen, da 

unter Umständen passende Fachkenntnisse fehlen. Dies muss nicht 

automatisch zu Konflikten führen, sondern erhöht unter Umständen die 

Wahrscheinlichkeit sollte sich eine passende selbstbewusste oder ag-

gressive Person, oder eine Person in einer akuten Notsituation befin-

den auf der Gegenseite die Konfliktanfälligkeit für verbale Aggressio-

nen oder in Extremfällen körperlichen Aggressionen. 

• organisationsinterne Kommunikation zwischen den Abteilungen 

verbessern: Ein Faktor, der sichtlich zu Konflikten beiträgt, beruht da-

rauf, dass unterschiedliche Organisationsstellen bei der Weitergabe 

von wichtigen Informationen aufeinander angewiesen sind, um die An-

träge von Kunden korrekt zu bearbeiten. 

Ein Beispiel hierfür ist die Eingangszone im Jobcenter, wo Kund*innen 

ihre Anliegen vortragen. Um diese Fälle einzuschätzen, braucht die 

Eingangszone wichtige Informationen über diese Fälle. Diese Informa-

tionen sind aber nicht vorhanden, da sie in manchen Fällen entweder 

gar nicht, nur unvollständig oder falsch weitergegeben wurden. Dies 

liegt an mangelhafter Kommunikation zwischen den einzelnen Berei-

chen. 

So kann die Eingangszone die Fälle nicht bearbeiten und Anträge der 

Kund*innen werden abgelehnt. Dies ärgert die Kund*innen, da sie auf 

das Geld angewiesen sind und es kann zu Streit und ggf. verbaler Ge-

walt kommen. Hier bietet es sich an, die organisationsinterne Kommu-

nikation zu verbessern, um Informationsverlusten vorzubeugen. 

• nachvollziehbare Archivierung von Kundenkommunikation: Es 

bedarf der Sicherstellung, dass von Bürger*innen eingereichte Doku-
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mente schnell und voraussetzungslos auffindbar gespeichert und ab-

gerufen werden können. Falls diese Problematik auftritt, muss die or-

ganisationsinterne Speicherungskapazität bei der Bearbeitung von An-

trägen verbessert werden. 

• Verbesserung der Responsivität der Organisation: Ebenso lässt 

sich die Bereitschaft der Beschäftigten auf Anliegen der Bürger einzu-

gehen, verbessern. Warten Bürger zu lange auf wichtige Termine oder 

Geldzahlungen, dann muss hier die Responsivität des Jobcenters er-

höht werden, um Konfliktpotentiale schon im Vorfeld abzubauen. 

Konflikte, die aufgrund einer hohen Personalauslastung und Personal-

fluktuation entstehen, lassen sich durch eine bessere Einarbeitung und 

langfristige Bindung von Mitarbeiter*innen reduzieren. 

• Gesundheitsförderung durch Reflexion von Berufsrolle, inneror-

ganisationalen Anerkennungsproblematiken: Zudem werden hier 

auch unterschiedliche Funktionslogiken zwischen den Organisations-

ebenen beobachtet, was ein Grund für innerorganisationalen Anerken-

nungsprobleme sein kann. 

Es kommen andere Vorschriften aus höheren Behördenebenen, als 

die Mitarbeiter*innen mit Kundenkontakt sich wünschen. Das begüns-

tigt Konflikte insofern, da die Mitarbeiter*innen Befehle umsetzen müs-

sen, die Konflikte befördern. Dies ist auch eine Anerkennungsproble-

matik, die zusätzlich zur Belastung mit verbaler Gewalt vorhanden ist. 
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5. Zusammenfassung der 
Erkenntnisse zu Gewaltbelastung 
und Präventionsempfehlungen 

 

Bisher wurde in der bereits publizierten Forschung zu Gewalt am Arbeits-

platz der Fokus nur recht selektiv auf die Erfassung quantitativer Variab-

len gelegt und dabei ein primärer Fokus auf Erfassung dessen, was kör-

perliche Gewalt bedingt, gesetzt. Die hier gezeigten Erkenntnisse beto-

nen, dass dies nur ein Teil des Spektrums an Belastungen für Mitarbei-

ter*innen umfasst, da auch besagte Anerkennungsproblematiken zu Be-

lastungen führen können. 

Das kann separat zu den bekannten Gewaltproblematiken hinzukom-

men, kann sich aber auch in Situationen gleichzeitig zum Erfahren von 

verbaler und körperlicher Gewalt ereignen. Grundsätzlich besteht somit 

die Möglichkeit einer multifaktoriellen Belastungsanfälligkeit. Umfassende 

Präventionsmaßnahmen bzgl. Anerkennungsproblematiken und der Re-

flexion konfliktfördernder struktureller Arrangements sind aber nicht be-

kannt. 

Für den großen Bereich von Anerkennungsproblematiken besteht so-

mit zusätzlicher Handlungsbedarf. Es ergeben sich Handlungsoptionen 

für unterschiedliche, in Gewaltprävention und Gesundheitsförderung in-

volvierte Akteure: Die Belastungsanfälligkeit der Beschäftigten ist von der 

Einbettung in das organisationale Umfeld abhängig, was sich besonders 

deutlich daran zeigt, dass bestimmte Organisationsstrukturen Konfliktpo-

tentiale befördern können. Insofern ist die Untersuchung und Erfassung, 

wie gut Organisationsstrukturen funktionieren, bzw. so problematisch 

sind, sodass dadurch vermehrt Konflikte entstehen, entscheidend für die 

Gesunderhaltung des Personals. 

Dies ist für Leiter*innen der jeweiligen Organisation, für Interessenver-

tretungen wie die Gewerkschaften und auch für Unfallkassen wichtig zu 

erkennen. Zudem ist es eine wichtige Erkenntnis, dass eine mangelhafte 

Ausbildung und mangelhafte Schulung, die den Mitarbeiter*innen keine 

Flexibilität im Umgang mit Konflikten einräumt und nur auf Erlernen kör-

perlicher Gewaltanwendung setzt und einen hierarchischen Umgang mit 

Bürger*innen betont, wie auch auf die Durchsetzung von Sanktionen fo-

kussiert, die Fürsorgepflicht des Arbeitgebers verletzen kann, da solche 

Arbeitsanweisungen im Umgang mit Bürger*innen Eskalationen beför-

dern können. 

Es ergeben sich auch Handlungsoptionen für Beschäftigte. Diese brau-

chen Autonomie in der Ausgestaltung der Kontakte mit Kund*innen und 

einen Austausch, was in Konflikten helfen kann, wie auch Möglichkeiten, 
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auf den organisationalen Prozess, der ihnen Richtlinien im Umgang mit 

Kund*innen vorgibt, einzuwirken. 

Die Befunde, dass Anerkennungsproblematiken, Selbstverständnis 

(siehe Hattie 1992) und bestimmte Organisationsanweisungen bürger-

nahe Dienstleistungen erschweren können, sind für den öffentlichen 

Dienst insgesamt relevant. Hier ist ein umfassendes Konzept sinnvoll, das 

auf Reflexion der Berufsrolle, Stärkung von Selbstwirksamkeit und 

Psychohygiene, sowie Teamfähigkeit (Reflexion der Zusammenarbeit in 

der Organisation) fokussiert ist und das Erleben von Anerkennungsprob-

lematiken konstruktiv bearbeitet, die Notwendigkeit thematisiert vonseiten 

der Organisation Eskalationen zu vermeiden und es ermöglicht, eine zu-

sätzliche Belastung durch wahrgenommene Anerkennungsproblematiken 

zu reduzieren. 

So kann eine Prävention auch systemische Berufsrollenreflexion, Or-

ganisationsentwicklung und Organisationscoaching mit einbeziehen, da 

sich dadurch Faktoren reduzieren lassen, die Eskalationen wahrschein-

lich werden lassen. 

Element einer solchen Reflexion kann eine aktive Psychohygiene sein, 

die auf den Umgang mit kognitiver Dissonanz fokussiert. Zudem kann 

eine umfassende Selbst- und Fremdreflexion betrieben werden. Ebenso 

sollten Strategien zur Etablierung einer positiven Feedbackkultur inner-

halb der Organisation identifiziert und für innerorganisationale Problema-

tiken sensibilisiert werden. Des Weiteren ist an einen interprofessionalen 

Austausch, an die Klärung von Zuständigkeiten und an eine Aufklärung 

der Bevölkerung zu denken. 

Das Risiko bei einer Nichtbeachtung dieser hier erwähnten Konfliktpo-

tentiale ist erheblich. Die Faktoren, wie z. B. organisationale Prozesse, die 

Gewalt befördern können, würden bestehen bleiben. Dies hätte Auswir-

kungen auf Bürger*innen, die wiederholt negative Erfahrungen mit Behör-

den erleben und auf Arbeitszufriedenheit der Beschäftigten und auf die 

Stabilität des Vertrauensverhältnisses zwischen der Verwaltung und der 

Zivilgesellschaft. 
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